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II. Vermischtes. 



Die Oldenburgische Deichordnung von 1855. 



Wer die Marschen des nordwestlichen Deutschlands, Hollands u. s. w. 
kennt und die Bedingungen der Bcwohnung und Cultur dieser Gegenden 
sich deutlich gemacht hat, der weiss, welche fundamentale Wichtigkeit hier 
das Deichwesen hat, zugleich aber auch, wie überaus schwierig die gesetz- 
liche Regulirung dieses Gegenstandes ist. 

Als das neueste und gelungenste Werk der Legislatur auf diesem Gebiete 
ist die Deichordnung für das Herzogthum Oldenburg vom 8. Jnni 1855 her- 
vorzuheben. Die hannoversche Deich- und Siel - Ordnung für Ostfriesland 
vom 12. Juni 1853 ist nach dem Urtheile Sachkundiger nur eis Stückwerk 
ohne durchgreifende Principien und deshalb auch schwerlich dazu geeignet, 
die dauernde Grundlage eines sich fortentwickelnden Deich'rechtes zu bilden. 
Aus früherer Zeit verdient das Deich -Reglement für die Herzogthümer 
Schleswig und Holstein vom 6. April 1803 erwähnt zu werden, welches, 
so viel bekannt, im Ganzen praktisch sich bewährt hat. 

Der jetzt erlassenen Oldenburgischen Deichordnung ist schon im vorigen 
Jahrhunderte vorgearbeitet worden durch den Oldenburgischen Deichgräfen 
Hunrichs, einen Mann von bedeutenden technischen Kenntnissen und 
vieler praktischer Erfahrung, welcher einen Entwurf des in den Grafschaften 
Oldenburg und Delmenhorst geltenden Deichrechtes zusammenstellte und 
denselben. 1768 zu Bremen drucken liess. Dieser Entwurf half einem wesent- 
lichen Bedürfniss ab und erwarb sich nach und nach das Ansehen eines 
geschriebenen Gewohnheitsrechtes, da die letzte unter der dänischen Herrschaft 
erlassene Deichordnung von 1681 nie vollständig zur Ausführung gekommen 
und durch die Praxis so durchlöchert worden war, dass ein Zusammenhang 
der deichrechtlichen Zustände im 18. Jahrhundert mit der Deich -Ordnung 
von 1681 nur durch ein näheres Studium gefunden werden konnte. 

Eine Hauptschwierigkeit boten die mannigfachen Exemtionen von den 
Deichlasten, die sogenannten Deichfreiheiten dar, deren Beseitigung eigentlich 
schon 1681 beabsichtigt war. Commissionen , welche 1806 und wiederum 
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1833 zur Untersuchung der Deichfreiheiten niedergesetzt wurden , führten 
zum Erlasse verschiedener Verordnungen in den Jahren 1839, 1816 und 1848, 
welche aber doch manche Exemtionen noch bestehen Hessen. 

1849 wurde eine Commission zur Entwerfung der Grundzüge eines voll- 
ständigen Deichgesetzes ernannt. Der Entwurf dieser Commission ward 1853 
gedruckt, später Bevollmächtigten aus allen Deichbänden zur gutachtlichen 
Erklärung vorgelegt und unter Berücksichtigung der von diesen gemachten 
Ausstellungen und Anträge dem Landtage im Herbste 1854 vorgelegt. Nicht 
ohne Einfluss auf die Förderung der ganzen Angelegenheit ist eine 1849 zu 
Oldenburg erschienene Flugschrift geblieben: „Der Deichband des Stad- 
und Butjadingerlandes und dessen Interessenten im Jahre 1849", vom jetzigen 
Regierungsrath Hofmeister, der zu den gründlichsten Kennern des ver- 
wickelten Deichwesens gehört, und auch in der zuletzt erwähnten Com- 
mission eine specielle und ersprieslichc Thätigkeit zu entwickeln berufen war. 

Die neue Deichordnung ist zwar auf die bestehenden Verhältnisse ge- 
gründet, allein es sind auch sehr tief eingreifende Acnderungen vorgenommen 
worden. Gleich im Eingange (allgemeine Bestimmungen Art. 1. § 2) heisst 
es, dass alle bisherigen Gesetze, Bestimmungen, Gewohnheiten und selbst 
Verträge in Deich- und Siel-Sachen aufgehoben seien, wenn sie nicht in 
dieser Deichordnung ausdrücklich bestätigt worden '). Diese Verfügung, mit 
welcher die Constituirung neuer Deichbände und die Aufhebung und Ver- 
schmelzung mancher einzelner Deich- und Siel-Gesellschaften zusammenhängt, 
würde höchst gefährlich sein, wenn nicht die Gesetzgebung von der genauesten 
Kenntniss und Prüfung aller Verhältnisse ausgegangen wäre. 

Das Gesetz, welches nach Vorausschickung einiger allgemeiner Bestim- 
mungen in drei Theile, jeder mit einer Anzahl von Abschnitten, zerfällt, und 
nicht weniger als 314 Artikel enthält, wozu noch Vorschriften über das 
Wahlverfahren und Uebergangsbestimmungen kommen, zeichnet sich durch 
klare, präcise Fassung und überhaupt durch eine musterhafte Redaction aus. 

Es enthält diese Deichordnung die gesetzlichen Bestimmungen für alle, 
im Schutze von Deichen belegenen Wasserbau - Genossenschaften. Letztere 
zerfallen in 

1) Deich - Genossenschaften : zum Schutze der Ländereien gegen die 
Fluthen der See oder offener Flüsse durch Deiche; und 

2) Siel-Genossenschaften : zur Entwässerung des Binnenlandes durch Siele. 
Alles unter dem Schutze der Haupideiche liegende Land (Binnenland) 

ist jetzt deich- und sielpflichtig, d. h. hat die Kosten aller zum Zwecke des 
Deich- und Sielwesens gemeinschaftlichen Anstalten zu tragen 2 ). 

Zu dem deich- und sielpflichtigen Lande gehört auch das an die Marsch 

i> Doch können nach Art. 3, § t der Uebergangsbestimmungen Verträge unter ge- 
wissen Voraussetzungen aufrecht erhatten werden. 

2) Ausgenommen sind nur: die Kirchen und Kirchhöfe, die grossherzoglichen 
Schlösser und Gärten, die öffentlichen Wego und Platze, die öffentlichen Deich und Siel 
tiefe selber mit ihren Zubehörungen (also nicht die Privatdeiche, wovon spater). 
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grenzende cultivirte Moor- und Geestland, welches drei Fuss oder weniger 
über der mittleren ordinären Fluthhöhe liegt i ). 

Der erste Theil des Gesetzes handelt von der Verfassung und Verwaltung 
der Wasserbau -Genossenschaften. Die Angelegenheiten jeder Wasserbau- 
Genossenschaft werden durch einen Vorstand verwaltet, dem die Geschworenen 
und die sonstigen Beamten der Genossenschaft untergeordnet sind. In allen 
grösseren Wasserbau- Genossenschaften soll ein von den Genossen frei ge- 
wählter und dieselben vertretender Ausschuss bestehen. In kleineren Ge- 
nossenschaften, die nicht mehr als 50 Genossen zählen, kann mit Genehmigung 
der Regierung (Mittel-Behörde) von der Wahl eines besonderen Ausschusses 
abgesehen werden, und tritt in solchem Falle die Genossenschaft selber an 
die Stelle des Ausschusses. Der Ausschuss soll aus nicht weniger als 5 und 
nicht mehr als 25 Mitgliedern bestehen; sie werden auf 6 Jahre gewählt; 
alle 3 Jahre tritt die Hälfte aus ; die Austretenden sind wieder wählbar. 

Der Vorstand einer jeden Genossenschaft besteht in Zukunft: 

1) aus dem Amtmann des betreffenden Amtes; 

2) aus dem Districts- Wasserbau-Beamten, als berathendem Mitgliede ; 

3) aus den Abgeordneten der Genossenschaft (2 bis 5) , welche der 
Ausschuss erwählt, und zwar der Regel nach aus seiner Mitte 2 ); doch in 
gewissen Genossenschaften auch aus den Geschworenen. 

Der Ausschuss hat über alle Genossenangelegenheiten zu bescbliessen, 
so weit sie nicht allein dem Vorstande überwiesen sind; er controlirt die 
Verwaltung, und ist daher berechtigt, von der Ausführung seiner Beschlüsse 
und der Verwendung aller Genossenschafts- Einnahmen, nöthigenfalls durch 
Einsicht der Akten und Rechnungen, Ueberzeugung sich zu verschaffen. 

Der Ausschuss wird durch den Vorstand berufen; die Berufung muss 
geschehen, sobald der Vorsitzende des Ausschusses oder drei Mitglieder 
desselben darauf antragen. Der Vorstand muss sich bei den Versammlungen 
des Ausschusses einfinden ; doch darf derselbe dann nicht zugegen sein, 
wenn ein Antrag auf ßeschwerdeführnng gegen ihn berathen werden soll. 
Besthlussfähig ist der Ausschuss nur, wenn wenigstens 2 /s der Mitglieder 
anwesend sind. Die Mitglieder des Vorstandes, welche nicht zugleich Mit- 
glieder des Ausschusses sind, haben nur eine beräthende Stimme, können 
aber verlangen , zu jeder Zeit gehört zu werden. Die Sitzungen des Aus- 
schusses sind der Regel nach öffentlich für die Genossen. 

Ueber bestimmte wichtige Gegenstände, wie Ankauf und Veräusserung 
Unbeweglicher Güter, Anlegung neuer oder Umlegung vorhandener Sieltiefen, 
Aenderung in der Vertheilungsart der Genossenschaftslasten, darf der Aus- 
schuss nicht eher förmlichen Beschluss fassen , als nachdem allen stimm- 



<) Doch kommt es nach Art. 23 vor, dass speciell zu den Siel- Lasten auch höher 
gelegenes Land beitragen muss. 

2) Es ist eigentümlich, dass Jemand zugleich Mitglied des Vorstandes und Mitglied 
des Ausschusses, welcher den Vorstand controliren soll, sein kann. 
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berechtigten Genossen Gelegenheit gegeben, ihre Ansicht dem Vorstande 
schriftlich mitzulheilen. 

Der Ausschuss ernennt auf Präsentation des Vorstandes die Geschworenen, 
welche unter Aufsicht des Vorstandes die unmittelbare Verwaltung und Auf- 
sicht über die Anstalten der Genossenschaft führen, und der Regel nach 
auch einen besonderen Rechnungsführer. Ein Geschworener kann zugleich 
Mitglied des Vorstandes oder des Ausschusses sein, nicht aber der Rech- 
nungsführer ') , welcher auch nicht Mitglied der Genossenschaft zu sein 
braucht, und nur auf dreimonatliche Kündigung ernannt wird, während die 
Geschworenen auf sechs Jahre gewählt werden. Die Wählbarkeit zum Ge- 
schworenen hängt von einem gewissen Minimalbesitz von Ländereien ab. 

Die Sielmeister werden für alle Sielgenossenschaften eines und desselben 
Deichbandes auf den Vorschlag des Districts - Wasserbaubeamten und nach 
vorgängiger Prüfung durch das Deichamt vom Vorstände der Deichbands- 
genossenschaft ernannt. 

Die sonst erforderlichen Genossenbeamten, wie besondere Aufseher, 
Boten, Wärter, werden nach eingezogener Erklärung des Ausschusses vom 
Vorstande bestellt. 

Die Gcnossenversammlung hat, wo sie nicht selber die Functionen des 
Ausschusses wahrnimmt, den Ausschuss zu wählen. Sie ist nur beschluss- 
fällig, wenn wenigstens fünf Genossen erschienen sind; ein Mitglied der- 
selben führt den Vorsitz, die Berufung zu den Versammlungen aber findet 
durch den Vorstand der Genossenschaft Statt. 

Genosse ist Jeder, welcher innerhalb der Wasserbaugenossenschaft ein 
deich- und sielpflichtiges Grundstück zum Eigenthum, erblichen Nutzungs- 
rechte oder Niessbrauche besitzt, persönlich stimmberechtigt jeder selbst- 
ständige Genosse, welcher nicht durch die Bestimmungen des Gesetzes aus- 
geschlossen ist. Als selbstständig sind nicht anzusehen: Frauen; Minderjährige; 
unter Curatel Stehende; moralische Personen; Diejenigen, welche gemein- 
schaftlichen ungetheilten Gründbesitz haben; Diejenigen, welche innerhalb 
des letzten Jahres Unterstützung aus öffentlichen Mitteln erhalten haben. 
Gesetzlich werden vertreten die Ehefrau durch ihren Ehemann, Minder- 
jährige u. s. w. durch den Vater, Vormund oder Curator, moralische Per- 
sonen durch die Verwalter der betreffenden Grundstücke. Selbstständige 
Genossen können sich durch schriftliche Bevollmächtigung vertreten lassen, 
doch darf Niemand mehr als zwei Stimmen führen , er sei bevollmächtigt 
oder für einen Anderen gesetzlich stimmberechtigt. 

Das Stimmgewicht eines Jeden richtet sich nach dem Beitragsverhältniss, 
welches wiederum von der Grösse und Bonität des in Betracht kommenden 
Grundbesitzes abhängt, jedoch mit '/s der Totalität der Stimmen auch bei 
grösserem Grundbesitze abgegrenzt ist. (Diese Bestimmung ist neu.) 



t> Nur in den kleineren Wasserbaugenossenschaften kann die Rechnungsführung vom 
Vorstande mit Zustimmung des Ausschusses einem Geschworenen , auch wenn er Mitglied 
des Vorstandes ist, übertragen werden. 
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Ausgeschlossen vom Stimmrechte sind: der Eigentümer eines Grund- 
stücks, welches in eines Anderen erblichem Nutzungsrechte oder Niessbrauchs- 
rechte steht, in welchem Falle das Stimmrecht auf Diesen übergeht; ferner 
der, welcher bei der Nothhülfe seine Schuldigkeit nicht gethan , Derjenige, 
welchem das Stimmrecht in der politischen Gemeinde gerichtlich abgesprochen 
ist u. s. w. 

Die bisherigen Deichgenossenschaften sind zu 4 Deichbänden concentrirt 
worden, innerhalb zweier von diesen Deichbänden ' ist eine Districts-Abthei- 
lung nebst Abstufung der Beitragspflicht nach den Districten unter Vorbehalt 
einer Revision nach Ablauf von 10 Jahren angeordnet worden '). 

Die bisherige örtliche Begrenzung und Eintheilung der in den Deich- 
banden belegenen Sielachten (Sielgenossenschaften), sowie der einzelnen zu 
besonderen Zwecken in denselben gebildeten Genossenschaften (z. B. Mühlen- 
achten zur Entwässerung durch Mühlenwerke) sind beibehalten worden, mit 
Ausnahme des dritten Deichbandes, in welchem die sämmtlichen Sielachten 
und Abwässerungsgenossenschaften, mit Ausnahme einer einzigen aufgehoben 
und statt der aufgehobenen drei neue Sielachten gebildet worden sind. In 
jeder Sielacht können Unterabtheilungen zum Zwecke der Verwaltung oder 
der Vertheilung der Unterhaltung gewisser Anstalten (Brücken u. s. w.) 
eingerichtet werden, ohne dass diese Abtheilungen besondere Genossen- 
schaften bilden. 

Der erste Theil der Deichordnung stellt auch genaue Vorschriften über 
das Cassen- und Rechnungswesen der Genossenschaften auf. Insonderheit 
ist der Vorstand jeder Genossenschaft verpflichtet, über den gesammten_ Be-, 
darf derselben spätestens im März den Voranschlag für das laufende Rech- 
nungsjahr (von Neujahr zu Neujahr) zu entwerfen ; dieser Voranschlag muss 
mit möglichster Vollständigkeit und Genauigkeit die Ausgaben, Einnahmen 
und Deckungsmittel befassen, insbesondere das Bedürfniss der zu machenden 
Ausgaben nachweisen, die Art und Weise der Aufbringung der Mittel be- 
gründen und mit allen zur Prüfung erforderlichen Belegen und Erörterungen 
versehen sein. — Die obere technische Bearbeitung und Leitung aller 
Wasserbau-Sachen hat das Deichamt, welches aus dein Deichgräfen mit den 
erforderlichen Hilfsbeamten besteht und die vorgesetzte Behörde für alle 
Districts-Wasserbaubeamte ist. 

Die Regierung (administrative Mittelbebörde) ist die leitende und be- 
aufsichtigende Oberbehörde für alle Wasserbaugenossenschaften; sie hat bei 
Berufungen die letzte Entscheidung in allen denjenigen Fällen , in welchen 
dem Vorstande die erste Entscheidung zusteht. Die oberste Aufsicht ver- 



)) Die ersten drei Deichbände sind sehr gross geworden, was bei der Entfernung der 
Districte für die Verwaltung einige Schwierigkeiten verursachen kann, die aber wohl 
gegen den überwiegenden Nutzen grösserer Verbände zur Abhaltung der Deichlasten in 
den Hintergrund treten. Der erste Deichband umfasst etwa 4 Q.Meilen deichpflichtiges 
Land und 7 Meilen Hauptdeiche, der zweite resp. 10 und 17, der dritte resp. 6 und 9. 
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bleibt dem Staatsministerium, welches in allen Fällen die letzte Entscheidung 
hat, in welchen der Regierung die erste Entscheidung zusteht. 

Der zweite Theil enthält von Art. 111 bis 338 das Deichrecht, welches 
in das allgemeine Deich- und Sielrecht (gältig sowohl für Deichsachen als 
für Sielsachen), in das besondere Deichrecht und in das besondere Sielrecht 
zerfällt. Es können diese deichrechtlichen Bestimmungen durch Genossen- 
schafts-Statuten vervollständigt werden ; die Errichtung solcher Statuten be- 
darf der Begutachtung des Genossen-Vorstandes, der Zustimmung des Aus- 
schusses und der Genehmigung der Regierung, sowie einer öffentlichen Be- 
kanntmachung 

Die Deich- und Siellast ruht unablöslich auf dem Pflichtigen Lande und 
ist von demselben unzertrennlich, sie soll aber bei der Besteuerung der 
Grundstücke für sonstige Communalzwecke und für den Staat als Werth- 
verminderung in Abzug gebracht werden. Ein Theil der Deich- und Siel- 
last haftet auf den Wohnhäusern und in Zukunft auch auf dem Aussendcichs- 
lande, wenn der Deichband letzteres durch Uferbau gegen Abbruch schützt 
oder den Anwachs desselben befördert. Die Grösse des vom Besitzer von 
Aussendeichsland (Aussendeichsgroden) zu zahlenden Beitrags zu den Kosten 
der Uferbauten richtet sich nach dem grösseren oder geringeren Nutzen, 
welchen der Groden von diesen Werken hat und ist vom Deichbandsvor- 
stande mit dem Grodenbesitzer zu vereinbaren, nötigenfalls von der Re- 
gierung zu bestimmen. In der Regel hat der Grodenbesitzer nur zur ersten 
Anlage einen Beitrag zu leisten, der bis zur Hälfte des Werthes des Grodens 
gesteigert werden kann, wenn durch die auszuführenden Uferbauten allein 
der Groden noch erhalten wird. Dem Grodenbesitzer ist dabei gestattet, 
seinen Beitrag in der Weise abzutragen, dass er jährlich 6 Procent der 
Capitalsumme einzahlt, wovon 3'/2 Procent als Jahreszinsen gerechnet wer- 
den. Der Besitzer eines solchen Groden kann aber auch, wenn er dies 
vorzieht, beim Anfange der Uferbauten seinen Groden gegen die Hälfte des 
dermaligen Werthes desselben an den Deichband abtreten. Ein weiterer 
Anwachs vor einem solchen Groden gehört im ersten Falle dem Groden- 
besitzer, im zweiten Falle dem Deichbande, jedoch nur bis zu einer gewissen 
Breite, darüber hinaus aber dem Staate, wenn dieser nicht des Rechtes auf 
den Anwachs ausdrücklich sich begeben hat. 

Die Tragung der Deich- und Siellast durch die Genossen geschieht 

1) entweder in Communion, wenn eine vorkommende Last von allen Ge- 
nossen in Gemeinschaft getragen wird ; 

2) oder nach Bezirken (Zügen, Schlägen), wenn eine gemeinsame Last 
nach gewissen Bezirken über die Genossenschaft vertheilt ist, oder 
endlich 

3) nach Pfändern, wenn den einzelnen Genossen ein bestimmter Theil der 
gemeinsamen Last, ein Pfand, zugetheilt ist. Entstehen in diesem 
letzten Falle sogenannte Wrockpfänder oder Zwiste, die nicht sofort, 
nach dem Pfandregister beseitigt werden können, so müssen solche 
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vorläufig von der Genossenschaft unterhalten werden. Wird dann der 
zur Unterhaltung des VVrockpfandes Verpflichtete durch die vorzuneh- 
mende Untersuchung ermittelt, so muss derselbe die Kosten der Unter- 
suchung und vorläufigen Unterhaltung erstatten, wenn er den Zwist 
veranlasst hat; ist aber der Verpflichtete nicht zu ermitteln, so wird 
das Wrockpfand von der Genossenschaft so lange unterhalten, bis eine 
neue Pfandvertheilung vorgenommen ist. 
Für die Deich- und Siellast haftet der Genossenschaft ausser dem deich- 
pflichtigen Grundstücke das Vermögen des Besitzers desselben, nicht blos 
des Eigentümers (welchem der Besitzer zu erblichem Nutzungsrechte oder 
zu Kiessbrauchrechte gleichsteht), sondern auch des Zeitpächters, welcher 
dem Deichzwange unterworfen ist und dem sein etwaiger Regress nach dem 
Privatrechte an den Verpächter vorbehalten bleibt. 

Dieser Regressanspruch geniesst hinsichtlich der Beilreibung und in 
Concursen dieselben Vorrechte, welche dem Staate wegen der Grundsteuern 
und den Genossenschaften wegen rückständiger Beiträge und Leistungen 
einzelner Genossen zur Gcnossenschaft.skasse zustehen. 

Streitigkeiten und Zweifel über Rechte und Verbindlichkeiten der Wasser- 
baugenossenschaften unter einander oder mit einzelnen Genossen oder der 
einzelnen Genossen als solcher unter einander werden ausschliesslich von 
den Deichbehörden entschieden. 

Exekutionen und Pfändungen stehen den Deichbehörden zum Zwecke 
der Vollziehung ihrer Verfügungen nicht zu, die betreffenden Staatsbehörden 
müssen aber diese auf Anrufen der Deichbehörden ohne Aufenthalt verfügen. 
Der Genossenvorstand ist befugt, mit Zustimmung des Ausschusses deich- 
polizeiliche Gebote oder Verbote, welche den bestehenden Gesetzen und 
Verfügungen nicht widerstreiten , mit Androhung einer Geldstrafe bis zu 
10 Thlr. zu erlassen, die Regierung aber, welche hievon sofort in Kenntniss 
zu setzen, kann solche Anordnungen wieder aufheben, wenn sie ihr nicht 
gerechtfertigt erscheinen. In dringenden Fällen kann der Vorstand derartige 
Gebote oder Verbote auch ohne Zustimmung des Ausschusses erlassen, muss 
diese dann aber einholen. Verweigert der Ausschuss die Bestätigung, so 
hört das Gebot oder Verbot sofort auf, wirksam zu sein, welches öffentlich 
bekannt zu machen ist. Bestätigt der Ausschuss, so verbleibt doch auch in 
diesem Falle der Regierung die schliessliche Entscheidung. Mit Zustimmung 
des Ausschusses und Genehmigung der Regierung können solche polizeiliche 
Gebote oder Verbote bis zu einer Geldstrafe von 25 Thlr. gehen. Diese 
und andere in Folge der Deichordnung erkannten Geldstrafen fliessen in die 
Kasse der betreffenden Genossenschaft. 

Von besonderer Wichtigkeit sind die Bestimmungen über Expropriation 
von Grundeigentum oder anderen Rechten zur Anlegung, Erweiterung, 
Unterhaltung oder Sicherung von Deich- und Siel-Anstalten. 

Dieselbe findet Statt, wenn sie vom Vorstande der betreffenden Ge- 
nossenschaft, vorbehaltlich etwaiger Beschwerden an die höhere Behörde, 
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als nothwendig erkannt wird, selbstverständlich gegen gerechte Entschädi- 
gung, wobei jedoch ein prelium affeclioni» nicht berücksichtigt werden soll. 

In Fällen gemeiner Nolh oder dringender Gefahr kann ohne vorgängiges 
Expropriationserkenntniss die Enteignung sofort durchgesetzt werden. Ist 
blos Nachtheil mit d«m Verzuge verbunden, so muss gegen das Expropria- 
tionserkenntniss die Beschwerde zugelassen werden, doch kann die Frist 
zur Beschwerde bis auf wenige Tage abgekürzt und bei Versäumung der- 
selben die Enteignung sogleich vorgenommen werden. 

Ist nach der Ansicht des Vorstandes keine Gefahr oder kein Nachtheil 
mit dem Verzuge verbunden , so soll dem Besitzer Anzeige über die beab- 
sichtigte Enteignung gemacht werden, damit er seine etwaigen Einwendungen 
und seine Entschädigungsansprüche in einem an Ort und Stelle abzuhaltenden 
Termine geltend machen kann , wobei zugleich der Versuch einer gütlichen 
Vereinigung gemacht wird. Misslingt dieser Versuch, so hat der Yorstand 
der Genossenschaft über die Nothwendigkeit und den Umfang der Enteig- 
nung zu entscheiden. Die Frage, ob und welche Entschädigung von der 
Genossenschaft zu leisten sei, entscheidet das zuständige ordentliche Gericht 
nach den folgenden Bestimmungen der Deichordnung: Es werden drei un- 
parteiische Sachverständige, von welchen einer durch den Ausschuss der 
Genossenschaft, "der zweite durch den Entschädigungsberechtigten, der dritte 
durch das zuständige Gericht gewählt wird, beauftragt, den Betrag der Ent- 
schädigung zu ermitteln und in einer Geldsumme auszuwerfen. Wird dieser 
Betrag von der einen Seite für zu hoch, oder von der anderen für zu 
niedrig gehalten , so kann eine zweite Abschätzung von fünf anderen un- 
parteiischen Sachverständigen unter Leitung desselben Gerichtes innerhalb 
bestimmter Frist verlangt werden, von welchen der Ausschuss der Genossen- 
schaft zwei, der Entschädigungsberechtigte gleichfalls zwei und das Gericht 
einen erwählt. Gegen die zweite Schätzung ist kein weiteres Rechtsmittel 
zulässig. — Weigert der Betheiligte die Wahl der Sachverständigen, so wählt 
für ihn das Gericht. 

Die Kosten der Schätzungen trägt die Genossenschaft; doch fallen diese 
Kosten bei der zweiten Schätzung dem Entschädigungsberechtigten dann zur 
Last, wenn er dieselbe verlangt bat und das Resultat für ihn nicht um min- 
destens zehn Procent günstiger ausfällt, als Ergebniss der ersten Schätzung war. 

Das expropriirte Grundstück wird vou allen Rechten befreiet, welche 
Dritten (Fideicommissnachfolgern , Obereigenthümern u. s. w.) zustehen. 
Diese Rechte gehen auf die Entschädigung über, welche an die Stelle des 
expropriirten Landes tritt. Zur Sicherung der Rechte Dritter an der Ent- 
schädigung kommen die Bestimmungen des Oldenburgischen Entschädigungs- 
gesetzes vom 14. Okt. 1849, soweit sie hier- einschlagen, zur Anwendung. — 

Die Deich- und Sieleinrichtungen, sowie die dazu bestimmten Materia- 
lien und Geräthschaften der Genossenschaften gehören zu den befriedeten 
Sachen. Deich- und Sielanstalten dürfen niemals, dazu bestimmte und be- 
reits der Genossenschaft überlieferte Materialien und Geräthschaften nur in 
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Ermanglung anderer Gegenstände und niemals während des Gebrauches zu 
Deich- und Sielarbeiten zum Gegenstande der Hülfsvollstreckung genommen 
werden. 

Die von den Genossenschaften zu zahlenden Annahme- und Kostgelder 
der Deich- und Sielarbeiter dürfen nicht mit Beschlag belegt werden, eben- 
falls nicht der Verdienst der Mitarbeiter eines Hauptannehmers , es sei denn 
dass die Schulden für Lieferung von Lebensmitteln und Materialien gemacht 
sind, welche die Mitarbeiter bei der Deich- oder Sielarbeit mit genossen 
oder gebraucht haben. 

Der Genossenvorstand ist berechtigt, zur Aufrechthaltung des sogenannten 
Deichfriedens (der Ordnung und Ruhe bei den Deich- und Sielarbeiten) ein 
allgemeines Reglement zu erlassen, dessen Bestimmungen nicht blos die 
Arbeiter und Lieferanten, sondern alle Personen unterworfen sind, welche 
bei den Arbeitern sich einfinden und mit den Annehmern und Arbeitern 
verkehren. (Ueber die Befugniss zu Strafandrohungen in solchen Reglements 
s. allgemein oben.) 

Wer von einer Beschädigung von Deich- und Sielanstalten und der 
Entwendung von Materialien oder Gerälhen Kenntnis» erhält, hat solches 
sofort, bei polizeilicher Strafe, der nächsten Obrigkeit (Kirchspielsvoigt, 
Bauervoigt) oder dem Amte anzuzeigen ; der Kirchspielsvoigt oder Bauervoigt 
ist bei angezeigten Entwendungen berechtigt, und auf Anforderung eines 
Deich- oder Sielbeamten verpflichtet, sofort eine generelle Haussuchung 
vorzunehmen. — 

Aus dem besonderen Deichrecht entnehmen wir Folgendes : 

Als Grundlage des Deichbaus dient der festgesetzte oder festzusetzende 
Bestick der Hauptdeicbe. 

Der Bestick soll angeben : die Höhe und Stärke des Deiches, die Breite 
und Höhe der äusseren und inneren Bcrme und die Tiefe und Weite des 
Rhynschlootes. Der Bestick muss sich richten: nach der Höhe des aufstei- 
genden Wassers, nach der Richtung des auf den Deich stossenden Stromes 
und Windes, nach der gefährlichen Lage, nach der Breite und Höhe des 
Vorlandes und nach dem Material, woraus der Deich angefertigt ist. 

Um die bestickmässige Erhaltung der Deiche und Bermen zu sichern, 
ist bestimmt: 

1) dass zur Bezeichnung der mittleren ordinairen Fluthhöhe Normalpfähle 
zu setzen und zu erhalten; 

2) dass alle drei Jahre die Höhe und Stärke des Deiches und der Bermen 
nach den Kormalpfählen , sowie der Zustand der Normalpfähle selbst 
untersucht und, wenn die Höhe des Deiches 3 /4 Fuss oder mehr ver- 
loren hat, eine Nachhöhung vorgenommen werden muss. 

Die erforderliche Deicherde kann in Nothfällen von jedem Grundstücke 
entnommen werden , zunächst aber sind die Aussendeichsgroden (das Vor- 
land) und sodann die Sande oder Inseln, mögen diese Ländereien mit einem 
Privatdeiche umgeben sein oder nicht, zur Entnehmung der Deicherde 
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bestimmt und zu Gunsten der Deichbände mit folgenden Dienstbarkeiten 
belastet : 

1) Die Besitzer müssen gestatten , dass zum Unterhalte der Deiche und 
Ufer die erforderliche Erde, die nöthigen Gras-Soden u. s. w. unent- 
geltlich weggenommen werden und haben auch keinen Anspruch auf 
Entschädigung für die durch die Herbeischaffung ihnen erwachsenden 
Nachtheile. 

2) Sie müssen ferner ohne Vergütung gestatten, dass zum Betriebe des 
Uferbaus auf ihren Ländereien die nöthigen Ueberwegungcn ausgeführt, 
die Materialien gelagert und bearbeitet und die Arbeitshütten erbauet 
werden. 

3) Sie müssen auch bei einer erforderlichen Verstärkung des Deiches 
oder der Aussenberme, sowie zu einer nothwendigen Verlegung des 
Deiches und der Berme das erforderliche Aussendeichsland ohne Ent- 
schädigung an den Deichband abtreten. 

4) Sie müssen die Anlage der zum Schutze der Deicharbeiten erforder- 
lichen Kayedeiche unentgeltlich gestatten. 

Die Entnehmung der Erde u. s. w. ist übrigens an gewisse Regeln im 
Interesse der Besitzer der betreffenden Ländereien gebunden (Art. 173 ff.). 
Damit aber auch die Deichbände in ihrer Berechtigung nicht behindert 
werden, sind die Besitzer in dem Gebrauche der Aussendeich-Groden mannig- 
fach beschränkt: So darf kein solcher~Groden ohne Erlaubniss des Deich- 
bandsvorstandes gepflügt werden ; ist die Legung eines Privat- Winterdeiches 
um den Groden gestattet, so ist darin, wenn nicht ein besonderer Vorbehalt 
gemacht worden, die Erlaubniss zum Pflügen enthalten. Ein noch junger 
Anwachs darf nur mit Genehmigung des Deichbandsvorstandes mit Vieh be- 
trieben werden u. s. w. 

Der Pesitzer des Grodens ist ferner schuldig, gewisse Arbeiten zur Er- 
hallung und Verbesserung des Grodens auf seine Kosten und nach Anweisung 
der Deichbehürden auszuführen, z. B. Bepflanzung der Ufer mit Weiden, 
Reih n. s. w., zweckmässige Abwässerung des Grodens u. s. w. 

Muss das Deichmaterial an Erde und Soden von innerhalb des Deich- 
bandes belegenen Ländereien genommen werden , so findet der Regel nach 
eine Entschädigung des Besitzers statt. 

Wenn zur Sicherung des Hauptdeiches und der Aussenberme die Mittel 
des Deichbaus nicht ausreichen, oder wenn das vor dem Deiche liegende 
Watt so niedrig oder sandig ist, dass das zur gewöhnlichen Unterhaltung 
erforderliche Material daraus und auch sonst von den Aussengroden und 
Sänden nicht wohl zu erhalten ist, also regelmässig aus dem Binnenlande 
genommen werden müsste, so müssen Holzdeiche, Steindeiche oder sonstige 
künstliche Schutzmittel angelegt werden. Wird das zur Sicherheit des Deiches 
erforderliche Vorland oder werden gar die Bermen oder der Fuss des Deiches 
durch Strömungen oder Wellenschlag angegriffen oder muss das fehlende 
Vorland durch Mittel zur Förderung des Anwachses geschaffen werden, so 
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müssen die nölhigen Schiengen, Wattbegrüppungen oder sonstigen Anlagen 
zur Hemmung des Abbruches oder Förderung des Anwachses ausgeführt 
werden. 

Die Deichlast wird von allen zum Deichbande gehörenden Ländereien 
nach der Bonität derselben gleichmäßig getragen , jedoch im zweiten und 
dritten Deichbande unter Berücksichtigung von Lage und Gefahr der einzelnen 
Districte. Zu gewissen Uferbauten haben auch die Besitzer von Aussen- 
deichsländereien nach besonderen Grundsätzen einen Beitrag zu leisten. Et- 
waige Handdienste werden nach Wohnhäusern und zwar lediglich nach der 
Zahl derselben geleistet. Bei der Bonitirung soll nur die natürliche Ertrags- 
fähigkeit zum Grunde gelegt werden. 

Die Communiondeichung bildet die Regel ; doch steht es jedem Deich- 
bande mit Genehmigung der Regierung frei, die gewöhnliche Unter- 
haltung der Deiche nach Schlägen über gewisse Bezirke (Deichachten) zu 
vertheilen. Sobald dann aber eine Ueberlastung einer Deichacht im Deich- 
hande nachgewiesen wird, muss innerhalb drei Monaten eine anderweitige 
richtige Verlheilung genehmigt sein, widrigenfalls auf Antrag der Uebcr- 
lasteten die Communiondeichung im Deichbande sofort wieder eintritt. 

Die Communiondeichung geschieht in der Regel für Geld (auf Rechnung 
des Deichbandes , event. auch der einzelnen DeLhacht) und nur ausnahms- 
weise durch Naluralleistung und Arbeit. Die Pfaturalarbeit ist dann thunlicbst 
auf die Zeit zwischen Saat und Erndte zu beschränken. 

Eine Beihülfe der verschiedenen Deichbände als solcher untereinander 
findet nicht Statt. Dahingegen hat ein Deichband Anspruch auf die Beihülfe 
des Staates, wenn die Deichlaslen eine bestimmte Quote von dem durch- 
schnittlichen Pachtwerthe der Ländereien (nach Classen) übersteigen. Be- 
trägt nämlich nach dem genehmigten Voranschlage oder dem Nachtrage zu 
demselben der jährliche Beitrag von deichpflichtigen Ländereien erster Classe, 
auch bei angemessener Vertheilung des Aufwandes auf mehrere Jahre (ohne 
die etwaige Last der Verzinsung und Tilgung von Deich-Schulden) mehr 
als */io des Pachtwerthes im "ersten Deichbande und mehr als 2 /is desselben 
in den übrigen Deichbänden, so übernimmt der Staat a /3 des Plus, und 
sollte ungeachtet dieser Beihilfe die Deichlast im ersten Deicbbande 2 /is, in 
den übrigen Deichbänden '/s des Pachtwerthes übersteigen, so müssen die 
weiteren Mehrkosten ganz vom Staate gelragen -werden. (Diese Bestimmung 
ist neu und scheint auch erheblichen Bedenken unterworfen werden zu 
können.) 

Zur Ermittelung des Pachtwerthes, von welchem nicht die Staats- und 
Communallasten, wohl aber die landesüblich vom Pächter abgehaltenen Wege- 
lasten u. s. w. in Abzug kommen, wählt die Staatsfinanzbehörde drei Sachkundige, 
der Deichbands-Ausschuss gleichfalls drei, und die Regierung einen Obmann. 

Sodann folgen in der Deichordnung die wichtigen Bestimmungen über 
die Kolhhülfe (Art. 211 ff.). 

Die Nothhülfe ist eine persönliche Verpflichtung jedes in der Genossen- 
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schaft wohnenden, zur Arbeit tüchtigen Mannes, der nicht durch sein Staats- 
oder Gemeindeamt daran unumgänglich gehindert ist; sie muss auch von 
den benachbarten Genossenschaften und selbst von den nicht unter dem 
Schutze der Deiche liegenden Gemeinden nach erfolgtem Aufgebote geleistet 
werden; sie tritt aber überall nur bei ausserordentlicher Gefahr ein, wenn 
die gewöhnlichen Mittel und Kräfte nicht so rasch, als zur Abwendung der 
Gefahr erforderlich oder nicht genügend herbeizuschaffen sind, und endigt 
mit dem Aufhören dieses Nothstandes. 

Der Gemeindevorsteher muss der Aufforderung eines jeden Beamten der 
Genossenschaft zum Aufgebot der Nothhülfe so schnell als möglich Folge 
leisten und mit den zur Arbeit tüchtigen Einwohnern an dem bestimmten 
Sammelplatze sich einfinden. Das Aufgebot geschieht von dem Gemeinde- 
vorstande durch Kündigung oder Signale ; und wer diesem Aufgebote ohne 
gesetzliche Behinderung oder genügende Entschuldigung nicht Folge leistet, 
verfällt in eine Strafe von 1 bis 5 Thlr. und verliert ausserdem das Stimm- 
recht in der Wasserbaugenossenschaft auf 1 bis 5 Jahre. 

Die Nothhülfe ist nicht nur anzurufen, wenn ein Durchbruch des Deiches 
erfolgt und zu stopfen ist, sondern auch wenn er zu besorgen ist, ferner 
wenn dem Weitereindringen des eingebrochenen Wassers Einhalt zu thun 
ist und wenn Menschen, Vieh und Güter zu retten sind. Beim Durchbruche 
eines Deiches endigt die Nothhülfe, wenn der Deich zwei Fuss hoch über 
-die tägliche Fluthhöhe gesichert ist. 

Der Deich und die Bermen dürfen zum Abmähen und Abweiden des 
Grases (doch nicht für Schweine und Gänse) benutzt werden; die Nutzung 
steht dem Deichbande, oder wenn die gewöhnliche Unterhaltung nach Deich- 
achten vertheilt ist , den Achtsg°nossen zu. Stroh- , Holz- und Steindeiche 
dürfen in der Regel nicht beweidet werden. 

Das Reiten und Fahren auf der Kappe des Deiches und den Bermen 
ist der Regel nach gestattet, mit Ausnahme der künstlichen Aussenbermen, 
auf welchen es jedoch den Aerzten und Staatsbeamten zur Erleichterung 
ihrer Geschäftsreisen -besonders erlaubt werden kann. Die Unterhaltung der 
Deichkappe und der Bermen als Fahrweg liegt dem Deichbande (oder den 
Deichachten) ob ; der betreffenden Gemeinde nur dann , wenn sie als Ge- 
meindeweg oder Landstrasse dienen. Diese Unterhaltung beschränkt sich 
übrigens auf das Schlichten der Wagenspure, das Aufrunden der Kappe oder 
der Berme und das Ausfüllen der eingefahrenen Löcher. 

Niemand darf ohne Erlaubniss des Deichbandsvorstandes an den Ufer- 
werken einen regelmässigen Anlege- oder Lösch). <z errichten, oder grössere 
Fahrzeuge entladen, und Fahrzeuge aller Art, . isse oder Fischnetze an 
den Deich- und Uferwerken befestigen; Fischerp hie dürfen nicht näher 
als 50 Fuss vom Uferwerk in den Strom eingeschi |en werden. Neue Ge- 
bäude und Gärten am Deiche und dessen Zubehörui gen dürfen nur angelegt 
und vorhandene Gebäude nur erweitert werden, nachdem der Ausschuss 
und der Deichbandsvorstand seine Zustimmung und die Regierung eine 
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schriftliche Erlaubnis« ertheilt hat, welche an genaue Bedingungen und Ver- 
pflichtungen zu knüpfen ist (Art. 234). Auch kann die Umsetzung oder 
der Abbruch eines nach Erlassung dieser Deichordnung errichteten Gebäudes, 
wenn es im Interesse des Deiches nölhig gefunden wird, zu jeder Zeit und 
zwar ohne Entschädigung verlangt werden. 

In jedem Deichbande müssen regelmässig zwei Deichschauungen , eine 
im Frühling und eine im Herbst, und eine Schiengenschau im Frühling ab- 
gehalten werden; bei der Schiengenschau sind vorzugsweise alle Uferbauten 
und künstliche Schutzmittel der Deiche zu untersuchen und die vorher anzu- 
fertigenden Kostenanschläge und der Entwurf des Voranschlages im Allge- 
meinen zu revidiren. 

Die Bedeichung bisheriger Aussendeichsländereien (eines Aussendeichs- 
grodens) ist den Interessenten des Grodens nur mit Erlaubniss der Regierung 
nach eingezogenem Gutachten des betreffenden Deichbandsvorstandes und 
Ausschusses gestattet. Wenn die Besitzer von mehr als der Hälfte der liän- 
dereien die Bedeichung beschliessen, so müssen die übrigen Besitzer dem 
Beschlüsse sich fügen. 

Die Erlaubniss dazu soll nicht verweigert werden, wenn durch die 
Bedeichung eine für die Wasserbaugenossenschaften nachtheilige Veränderung 
des Stromes voraussichtlich nicht bewirkt, auch die Entwässerung des 
Binnenlandes und der Verkehr mit der See oder dem Flusse nicht erschwert 
wird ; es muss daher bei Nachsuchung der Erlaubniss nicht bloss der voll- 
ständige Plan der Bedeichung, sondern auch der künftigen Abwässerung und 
Wege vorgelegt werden. Die besonderen Vorschriften scheiden sich dar- 
nach, ob die Interessenten eines Aussendeichsgrodens beabsichtigen, den 
neuen Deich dem Deichbande als Hauptdeich zu übergeben („den alten 
Deich auf den neuen zu überstuhlen"), oder bloss einen Privatdeich an- 
legen wollen ') 

Nur im Falle äusserster Dringlichkeit und auch nur mit Genehmigung 
des Staatsministeriums ist die sogenannte Einlage zulässig, d. h. die Zurück- 
ziehung eines Deiches und die Ausdeichung eines Theiles der im Deichbande 
belegenen Ländereien. Die Eigenthümer des ausgeschlossenen Landes haben 
dann Anspruch auf Entschädigung aus der Deichbandskasse. 

Es kommen auch sogenannte Landdeiche vor, worunter diejenigen Deiche 
verstanden werden, welche innerhalb der Hauptdeiche auf dem deiebpflieh- 
tigen Lande angelegt sind, insofern sie nicht zu den Sielscheidungen oder 
Beuferungen gehören. Sie haben den Zweck , gewisse Bezirke des unter 
dem Schutze von Hauptdeichen belegenen Landes gegen das durch die 
Hauptdeiche (bei Unglücksfällen) oder von der hohen Geest einbrechende 
Wasser zu schützen. Diese Landdeiche werden eingetheilt in ständige Land- 
deiche und Nothdeiche. Jene sind aus Vorsicht angelegt, um beständig in 



i) Gleich im Eingänge des Gesetzes Art. 3 ist der staatlich geregelte Deichband von 
dem Privatdeichbande genau unterschieden worden. 
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Nothfällen Dienste zu leisten, während diese nur aus Kolli für die Zeit, 
dass der Hauptdeich nicht gesichert werden kann , .angelegt und unterhalten 
werden. Nothdeiche sind vom ganzen Deichbande anzulegen und zu unter- 
halten, ständige Landdeiche nur von Denen, deren Ländereien dadurch ge- 
schützt werden; letztere werden nach erfolgter Genehmigung der Regierung 
angelegt, wenn die Besitzer von mehr als der Hälfte der zu schützenden 
Ländereien darauf antragen. 

Die Eigenthümer der ausserhalb des Nothdeiches gelegenen Binnen- 
ländereien haben keinen Anspruch auf Schadensersatz für den Ausschluss oder 
für die durch die Unsicherheit des Hauptdeiches entstehenden IVachtheile ; 
sie können dagegen verlangen, dass von diesem Lande, so lange dasselbe 
von den Deich- und Sielanstalten keinen Mutzen hat, die Deich- und Siel- 
lasten zum Abgang kommen, auch können sie, wann das Land dauernd 
verringert ist, eine Herabsetzung der sonstigen Abgaben und Lasten fordern. 
An das besondere Deichrecht schliesst sich das besondere Sielrecht, Art. 
269—338. Das besondere Sielrecht enthält die näheren Bestimmungen zur 
Sicherung des Zweckes der Sielachten und der besonderen Sielgenossen- 
schaflen, soweit sie nicht im allgemeinen Deich- und Sielrecht enthalten 
sind. Uebrigens gelten alle Grundsätze des besonderen Deichrechtes auch 
für die Sielanstalten, so weit sie darauf anwendbar sind, und das besondere 
Sielrecht nicht abweichende Bestimmungen enthält. 

Die Sielanstalten können ausser dem Hauptzwecke der Abwasserung 
auch zur Zuwässerung und zur Schiffi'ahrt dienen. Ist die Zuwässerung in 
einer Sielacht herkömmlich oder wird sie mit Genehmigung der Regierung für 
Genossenschaftszweck erklärt, so hat jeder Genosse das Recht, eine der 
Lage des Landes entsprechende nachbargleiche Zuwässerung und die dazu 
erforderlichen Anstalten auf gemeinsame Kosten zu verlangen. Die Be- 
nutzung der Siele zur Schifffahrt ist Jedem gestattet, so weit die vorhan- 
denen Anstalten es zulassen und die Ab- und Zuwässerung dadurch nicht 
erheblich benachtheiligt wird. Es soll darauf Bedacht genommen werden, 
dass beim Neubau der über die Haupt- und Nebentiefe führenden Brücken 
und Stege dieselben die zum Durchlassen kleiner, zum Binnenverkehr die- 
nender Schiffe erforderliche Höhe erhalten. 

Ein vollständiger Siel besteht aus dem Hauptsiele mit den Thüren 
(Fluth-, Sturm- und Ebbethüren) und den Vorsielen. 

Die Sielanstalten stehen rücksicbtlich ihres Haupt- und Nebenzweckes 
unter Aufsicht des Sielachtvorstandes und Oberaufsicht der Regierung, rück- 
sichtlich des Schutzes gegen Aussenwasser aber zugleich, wie der Deich 
selber, unter Mitaufsicht des Deichbandsvorstandes und der Deichgeschworenen. 
Die Sielarbeiten müssen, wenn sie nicht ganz dringlich sind, möglichst 
zwischen Saat und Erndte ausgeführt werden und in der Regel bis Mitte 
September vollendet sein. 

Zu den Pertinentien der Siele gehören die unter regelmässiger Aufsicht 
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stehenden Kanäle der Sielacht , welche hinsichtlich de« Eigenthums and der 
Unterhaltungspflicht zerfallen in 

1) Sieltiefe und Zuggräben. 

2) Schaugräben. 

Entere sind öffentliches Eigenthum der Sielacht, welche die gewöhn- 
liche Unterhaltung in der Regel nach Pfändern aber die Sielachtsländereien 
vertheilt; letztere Eigenthum der Landanlieger, welchen die Unterhaltung 
als Reallast obliegt, wobei das sogenannte Daumenrecht und zwar die 
Weisung des rechten Daumens die Norm giebt. 

Alle nach dem gemeinschaftlichen Siele oder den gemeinschaftlichen 
Sielen abwässernden deichpflichtigen Ländereien, welche zu der Sielacht 
gehören, tragen die Lasten der gemeinschaftlichen Anstalten lediglich nach 
ihrer Grösse, also ohne Berücksichtigung der Bonität, mit Ausnahme der- 
jenigen Geest- und Moorländereien, welche den geringsten Marschländereien 
in der Sielacht nachstehen und deshalb nach Verhältniss des Ertrages zu 
letzteren nur zu 3 /*> V 2 oa<er V* anzusetzen sind. 

Die an den Sieltiefen und Zuggräben grenzenden Ländereien sind der 
Sielacht zum Zwecke der Aufräumung unter näheren Bestimmungen dienstbar. 
Darnach darf das Aufräumungsufer von der Sielacht für diesen Zweck zu 
jeder Zeit benutzt werden; Bäume, Hecken und Sträuche dürfen auf dem 
Aufräumungsufer nicht gepflanzt werden, Gebäude nur in einer bestimmten 
Entfernung von diesem Ufer angelegt werden u. s. w. 

Zur Erleichterung der Ordnung und Aufsicht soll in jeder Sielacht ein 
Regulativ über die Besticke des Sieles, der Sieltiefe, Brücken, Ufer n. s. w. 
und über die Art der Vertheilung und Unterhaltung dieser Anstalten auf- 
genommen werden, worin auch alle sonst bemerkenswerthe Nachrichten 
über die Sielacht einzutragen sind. 

Der Entwurf des Regulativs ist vom Vorstande der Sielacht anzufertigen, 
vom Ausschusse genau zu prüfen und zur Einsicht der Genossen öffentlich 
auszulegen, und wenn die etwaigen Bemerkungen vom Vorstande untersucht 
und beantwortet sind, zur Genehmigung an die Regierung einzusenden. 

Alle Sielachten und sonstigen Wasserbau-Genossenschaften eines Deich- 
bandes stehen in deichrechllichen Verpflichtungen zu einander, welche in 
folgenden Fällen eintreten: 

1) Wenn eine Sielacht innerhalb ihrer Grenzen die nöthige AbwässeruOg 
sich nicht verschaffen kann, so sind die zunächst gelegenen Sielachten 
schuldig, das Wasser derselben aufzunehmen; die desfälligen Kosten und 
Anstalten müssen aber von jener Sielacht allein getragen werden. 

2) Wenn bei grosser Dürre eine Sielacht drückenden Mangel an Wasser 
leidet, so ist die benachbarte Sielacht, welche durch ihren Siel hinreichend 
frisches Wasser erhalten kann, verpflichtet, die durchaus nöthige Zuwässe- 
rung durch ihre Sielanstalten auf Kosten der mangelleidenden Sielacht und 
nach Umständen selbst unter Anspruch auf Entschädigung zu gestatten. 

Die Besitzer der hohen Geest und des hohen Moors haben das Recht, 
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das Wasser dahin abfressen zu lassen, wohin der natürliche Fall geht und 
es dürfen sich die Besitzer der vorliegenden Marsch dagegen nur so weit 
schützen, als es ohne Nachtheil des Geestlandes geschehen kann. Die Be- 
sitzer der hohen Geest dürfen aber den Lauf ihrer Flüsse und Bäche zum 
Nachtheile einzelner Marschdistrikte nicht beliebig ändern oder beschleunigen. 
Muss dieses zur Cultivirung von Ländereien geschehen , so sind die Eigen- 
tümer derselben verbunden, soweit es ohne Schaden für die Cultur ihres 
Landes geschehen kann, die ihnen vom Deichamt vorzuschreibenden An- 
stalten zu treffen, damit das Wasser nur allmählig und möglichst unschädlich 
nach der Marsch abfliesse. 

Der dritte Theil des Gesetzes handelt Art. 339 bis zum Schlüsse (Art. 
344) von den Privat- Wasserbaugenossenschaften, die nach bestimmten Regeln 
sich bilden und mit Genehmigung der Regierung dem ersten und zweiten 
Theile der Deichordnung sich unterwerfen können, in welchem Falle sie 
alle Rechte einer staatlich geregelten Wasserbaugenossenschaft erhalten. 
Bei Ertheilung ihrer Genehmigung hat die Regierung zugleich das Verhältniss 
einer solchen Genossenschaft zu dem betreffenden Deichbande, beziehungs- 
weise der Sielacht zu reguliren. Der Complex der durch eine Privat- 
Wasserbaugenossenschaft eingedeichten Ländereien wird in Art. 3 des Ge- 
setzes als natürlicher Deichband bezeichnet. Durch die Unterscheidung 
der staatlich geregelten Wasserbaugenossenschaften und der Privat-Wasser- 
baugenossenschaften sind wesentliche Zweifel beseitigt worden, welche 
seither die sichere Handhabung des Deichwesens in Collisionsfällen erschwerten. 
Diese Skizze, weicht- allerdings nur die wichtigsten Punkte des Ge- 
setzes andeuten konnte , wird genügen , um von den eigentümlichen Ver- 
hältnissen der Marschdistrikle und den hieraus hervorgehenden öffentlichen 
Einrichtungen und Veranstaltungen Auswärtigen eine allgemeine Vorstellung 
zu geben ; vielleicht veranlasst sie auch den einen oder anderen Leser dieser 
Zeitschrift, welcher statistische Reisen zu unternehmen beabsichtigt, seinen 
Wanderstab nach diesen interessanten Gegenden zu lenken, um an Ort und 
Stelle ein genaueres Bild der dortigen Zustände durch eigene Anschauung 
sich zu verschaffen. 

Göttingen im December 1855. 

6. Haussen. 



